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~rat stellt sich ldar gegenéine strikte Umsetzung d er SVP:Ausschaffungsinitiative. 
en stehen gu t, dass auchder Nationalrat umschwenkt. 

Olllllllll 

ktilc der SVP voll auf: 
:hen, dass ihre 2010 
mene Ausschaffungs­
·eu umgesetzt wfrd, 
~i Jahren eine Durch­
ein. Sie droht, diese 
rors Vollc zu bringen, 
1t ihre erste Initiative 
aufhin entschied der 
lhling, die Ausschaf­
:inn der SVPumzuset­
lcriminell gewordene 
ttisch des Landes zu 
il!iederholungstatern 
tere Delilcte wie Ein­
jer einfache Kõrper­
en Ausschaffungsent-

as Powerplay der SVP 
st ein Ende. Eine deut­
sab lediglich drei Neín­
ich für einen Vorschlag 
1 Kommission aus, wo­
ei verurteilten Auslan­
;eise» von einer Lan­
Jsehen lcõnnen. Eine 
rm mõglich sein, wenn 
; «einen schweren per­
n» bewirlcen würde -
Secondos - und wenn 
[nteressen an der Lan-
:genüber den privaten . 
;lãnders am Verbleib in JEin !crimineller Polle winll am Flughafen Zfu"ich von Polizisten ZlllllliillFllugzeug begleitet, das ihn in di e Heimat znrrüddliegt. Foto: Keystone 
überwiegen». 
: hatte in seiner Vari­
:n, bei einem Strafmass 
1ten im Normalfall auf 
g zu verzichten. Justiz­
etta Sommaruga signa­
Jch Zustimmung zum 
,nderats. 

in der Velrfassung 
schied sich für die Har­
ein strikter Automatis­
Verhãltnismassigkeits­
lundesverfassung ver­
ficht nur die Ausschaf­
i von Vollc und Standen 
rden, sondern alle Ver-
1ahnte Justizministerin 
1aruga. Verhãltnismas­
!d Vi:ilkei:recht müssten 
setzung der Ausschaf­
nauso beachtet werden 
r Initiative selbst. 
fungsinitiative gerecht 
Standerat, indem er 

en Katalog anDelikten 
bt, die - ausser in den 
Landesverweisen füh­
~eschafft werden sollen 
sie ein Verbrechen be-

gangen haben, bei dem Freiheitsstrafen 
von über drei Jahren droheri.. Beispiels­
weise Gewalt- und Sexualdelikte oder 
gewerbsmãssiger Betrug. Ein Tater muss 
allerdings nicht zwingend zu mindes~ 
tens drei Jahren verurteilt worden sein. 
Hinzt,~lcommt der in der Ausschaffungs­
initiative explizit genannte Tatbestand 
Sozialhilfemissbrauch. Zudem will der 
Standerat den Gerichten die Mõglichkeit 
zurüclcgeben, auch bei weniger schwe­
ren Delilcten nach Ermessen eine Aus­
schaffung anzuordnen. Selbst die zwei 
SVP-Standerate Alex Kuprecht (SZ) und 
Roland Eberle (TG) stimmten in der Ge­
samtabstimmung d em Modell zu. 

Die CVP ist umgeschwelllikt 
Das Geschãft geht nun zurüclc in den Na­
tionalrat. Die Chancen. stehen gut, dass 
dieser von seiner harten Linie abweicht. 
Ohne bislang grosses Aufsehen zu erre­
gen, istnamlich die CVP-Fralction umge­
schwenkt. Vor zwei Wochen teilte die 
Partei mit, sie unterstütze das stãnderat­
liche Modell, inlclusive Hartefallldausel. 
Selbst der in Auslanderfragen strenge 
CVP-Nationalrat Gerhard Pfister sagte 
auf Anfrage, er habe den F'raktionsent-

scheid zu respelctieren. Bei der Beratung 
in1 Naiionalrat letzten Frühling hatte di e 
CVP eine sehr ãhnliche Hãrtefalllclausel 
noch grossmehrheitlich abgelehnt. 

Setze sich «die Verweigerungstalctik 
des Standerats zugunsten lcrimineller 
Auslander» auch im Nation;;tlrat durch, 
bringe die SVP die Durchsetzungsinitia­
tive vors Vollc. Das lcündigt SVP-F'ralc­
tionschef Adrian Amstutz an. Das Modell 
des Standeráts entspreche «nahezu dem 
wirkungslosen Gegenvorschlag» zur 
Ausschaffungsinitiative, den. das Volk 
2010 abgelehnt habe, sagt er. 

Die Abstimmung über die Dm:chset­
zungsinitiatíve dürfte· nicht vor 2016 
stattfinden. D er Standerat hat beschlos­
sen, zuerst sei die Ausschaffungsinitia­
tive fertig umzusetzen. Die Durchset­
zuiJ.gsinitiative an sich hat der Standerát 
analog zum Nationalrat für teilungültig 
erklãrt. Ungültig ist ein Satz, in dem das 
zwingende Võlkerrecht definiert wird. 
Die vollstandige Ungültiglceitserldarung, 
·wie sie Linke verlangt hatten, lehnte der 
Standerat mit 27 zu 16 Stimmen ab. Z ur 
Initiative ságte er mit 36 zu 4 Stimmen 
bei einer Enthaltung Nein. 
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~tzung der 
gsinitiaüve wird 
ritten, wie viele 
eise zu erwarten 
:izministerin 
!llwürdig>;. 

l 

für die Umsetzung der 
itiative stehen im Raum 
terschiedlichen Folgen 
der Landesverweise. 

strigen Abstimmung in 
m er verschiclcte di e SVP 
lle Standerate, mit dem 
1llte, «wie gross die Un­
verschiedenen Umset­
sind>l. 
chluss des Nationalrats 
Schãt~ungen der SVP 

le Auslander pro Jahr 

des Landes verwiesen worden. Der Na­
tionalrat sieht einen Automatismus und 
pralctisch lceinen richterlichen Ermes­
sensspielraum vor. Demgegenüber 
mõchte der Bundesrat Ausschaffungen 
von Auslandetn mit Freiheitsstrafen von 
weniger als 6 Monaten nur vollziehen, 
wenn ein õffentliches Interesse daran 
besteht - etwa bei Kriminaltouristen. 
Auch die Version des Stãnderats lãsst 
einen Spielraum für Verhãltnismassig-. 
lceit. Deshalb würden bei den Varianten 
von Bundesrat und Standerat jeweils 
maximal 4000 Personen ausgeschafft 
werden, schãtzt die SVP. Tatsachlich 
werde es aber «praktisch lceine Aus­
schaffungen geben». Di e Richter würden 
immer einen Grund fínden, warum ein 
Auszuschaffender nicht gehen müsse, 
heisst es. 

Nach Auffassung der SVP hãtte eine 
korrelcte Umsetzung ihrer Initiative je­
doch jahrlich 18 000 Ausschafflingen 
zur Folge. Das steht allerdings im Wider-

spruch zur Aussage, die das Initiativ­
lcomitee 2010 ins Abstimmungsbüchlein 
geschrieben hatte: «Bei einemJa zur Ini­
tiative lcann mit rund 1500 Ausschaffun-

. gen pro Jahr ~erechnet werden'.» 

«Wiir sprechen von Menschem) 
. Radio SRF hat gestern aus einem Àrbeits­
papier zitiert, das das Bundesamt für 
]ustiz (BJ) im Auftrag der Staatspoliti­
schen Kommission. des Standerats ver­
fasst hat. Dieses zeigtauf, wie viele Aus­
lãnder die Schweiz 2013 ausges'chafft 
líatte, wenn die neuen Bestimmungen 
bereits in Kraft gewesen waren. In der 

. Variante des Nationalrats wãren laut BJ 
rund 11300 lcriminelle Auslander. des 
Landes verwiesen worden. Bei denVari­
anten des Bundesré\tS uri.d des Stãnde­
rats ware es zu jeweils rund 5000·Aus­
schaffungen gelcommen. 

Die tatsachliché' Differenz zwischen 
den Varianten ·dürfte jedoch erheblich 
geringer sein. Laut CVP-Standerat Stefan 

Aussclhaffungen 
Wie viele Haftplatze braucht es? 

. Wenn mit d er Umsetzung de r SVP-lnitiative 
jedes Jahr Tausende von Auslandern ausge-· 
schafft werden, braucht es zus.atzliche 
Haftplatze. Justizministerin Simonetta 
Sommaruga warnte gestern vor d en Kosten 
für bis zu 18 000 Haftplatze, weil j e nach 
Umsetzung bis zu 18 000 kriminelle Auslan­
der p ro Jahr ausgeschafft würden. Allerdings 
wird si eh d er Bedarf i m Bereich von einigen 
Hundert Platzen bewegen, zusatzlich zu d en 
500 bis 700 Platzen, di e für d en Asylbereich 
ne u gebaut werden. De n n bei jenen Auslan­
dern, di e wegen de r SVP-Initiative zusâtzlich 
ausgeschafft werden, wird es si eh hautig u m 
Leute handeln, die vor ihrer Verurteilung 
ei nen regula re n Wohnsitz. in de r Schweiz 
hatten. Solche Wegweisungen liessen sich 
in derRegel mit eiriem oder zwei Tagen Haft 
vollziehen, falls di e Betreffenden das Lan d 
nicht freiwillig verliessen, sagt Roger Schnee- / 
berger, Generalsekretar der Konferenz 
d er kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren. 
Wennein Auslander zuvor ei ne Gefangnis­
strafe verbüssen muss, wird di e Wegweisung 
oft gleich aus de r Haft organisiert. (br) 

Engler (~R) erfasst der Oelilctlcatalog des 
Nationalrats auch Straftaten gegen das 
Auslanderrecht. Dabei handelt es sich 
um Delilcte wie rechtswidrige Einreise 
oder illegalen Aufenthalt. Beictes führt 
schon heute zu einer Wegweisung. Zahlt 
man diese Falle weg, würden gemass Na­
tionalratsvariante noch 7200 kriminelle 
Auslander ausgeschafft. 

Justízministerin Símonetta Somma­
ruga (SP) ging waJ:;trend d er Ratsdebatte 
hart.ins Gericht mit solchen quantitati­
ven Überlegungen. Es sei «ein eigent­
Iicher Wettbewerb entstanden», wer 
mehr Ausschaffungsfãlle produzieren 
lcõmie. Dabei scheine die Ansicht vor­
zuherrschen, dass sich belíebt mache, 
wer mit mõglichst hohen Zahlen argu­
mentiere. Mõrder, Vergewaltiger und 
Kiffer würden dabei in denselben Topf 
geworfen. «Meine Damen und Herren, 
ich finde das unwürdig. Wir sprechen 
hier von Menschen»; :sagte 'die Justiz­
ministerin. 

«Das l{onzept 
ist zum Scheitern 
verurteilt>> 
1 ~é:-> -;\u.-~~~/ 
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Linguistin Simone Pfenninger 
verfasste eine Studie zum 
Fremdsprachenunterricht. 
Khr .ernüchterndes Faz!t: 
FrühengUsch bringtnkhts. 

lllliit Simolllle IPfemuillllger 
Slfll!l'acll1t lülllla IHilllilller 

Siie halb>en wãllmremll Jfül!llf Jahren 
200'Zürcher GYJ!llllllllasiiasi:en a1lllf 
ilire JEnglliisclWkennmiisse. ge]!llrüft. 
SJ!lli.eKt es eiilllle JRolle, m wekhelllll). 
Allter SchüKer eiine Frem<àlsJ!llrache 
Kernen? 
Pralctisch nicht - zumindest, so wie. 
heute in der Schweiz' d er Fremdspra­
chenunterricht pralctiziert wird. Das Al­
ter wird stark überschãtzt. Wir haben 
Gymnasiasten, die. vom 's. Lebensjahr 
an Englischunterricht hatten, vergli­
chen mit Gymnasiasten, die erst mit 
13 jahren Englisch lernten. Nach sechs 
Monaten hatten die Spãtlernenden die 
Frühlernenden bereits eingeholt - oder 
waren sogar besser. 

Wesll:uaKlb>? 
W er allgemeine F'ahiglceiten wie zu argu­
mentieren, einen Text zu verstehen o d er 
eirien Aufsatz zu. strulcturieren in der 
Muttersprache· gut beherrscht, übertrãgt 
dies auf die Fremdsprache. Nach .sechs 
Jahren, lcurz vor der Matur, sah man zwi­
schen bei d en Gruppen gar lceinen Unter­
schied mehr. Einen Langzeiteffelct von 
F'rühenglisch gibt es also nicht. 

Das Jl:uelisst, jeder Scll:uliUer lbralUicht 
eiilllle gute Jl)elUitscll:ulbasiis, lb>evor er 
mit eiillller Frem<àlspracl.le amãngt? 
Grundsatzlích ja. Per Fremdsprachen­
unterricht sollte frühestens in der 
5. Klasse beginnen. Das heisst nicht, 
dass i eh gegen frühe. F'remdsprachen 
b in. Aber das heutige Kurzfutterkonzept 
mit rund zwei Wochenlelctionen in der 
Prinlarschule pro Sprache ist zum Schei­
tern verurteilt. Da lcommt man auchmit 
der grõssten Sprachbegabung und Moti­
vation auflceinen grünen Zweig. 

Was wlilre lbesser? · 
Will man bereits in d er Primarschule be­
ginnen, braucht es mehr Wochenlelctio­
nen. Sechs bis acht Stunden pro Woche 
und Fremdsprache sind das Minimum. 

Jl):aunm mü.sste lb>eli anderen lFilichem 
massiiv geKcürzt werden. 
·Genau. Aber das geht natü'rlich nicht. . 
Unsere Studie zeigt: Englisch lcann in di e · · 
Oberstufe verschóben werden~ Das Re­
sultat ist dasselbe, und dafür lci:innte das 
F'ranzõsisch richtig angegangen werden. 

lFranzii>sii.scl.l sei scl.lwlleritger ru 
lemen aKs JEnglliiscb,, wllnlloft gesagt. 
Es lcommt ni eh t daraÚf an, wie schwierig 
eine Sprache ist. Sondern wie viel Pres­
tige sie hat. Englisch ist die Weltsprache, 
das zãhlt. Ist eine Sprach(i! populãr, wird 
sie gelernt- auch wennes Chinesisch ist. 
Korhmt hinzu: Wer mit 13 Englisch zu 
lernen beginnt, ist lcein Anfanger mehr. 
jugendliche und Kinder sind dem Engli­
schen standig ausgesetzt. · 

· Welche JEd{enntnlisse ziehen Siiê 
alUis Thlrer. Sm<àliie [ii.r <àliie DisKrnssiion 
1Lllm <àlen Frem<àlspracll:uemm.teuiicht? 
Der Immersionsunterricht auf der Se­
lcundarstufe, also wenp. beispielsweise 
auch Geografie·bder Geschichte in einer 
F'remdsprathe unterrichtet wird, ist aus, 
serst erfolgreich. Das zeigen Programme . 
etwa bei Zürcher Kantonsschulen oder 
bei Privatschulen. Die Schüler mit Im­
mersionsunterricht stechen absolut h er­
aus - egal, wann sie mit der Fremdspra­
che begonnen ha ben un d wie motiviert . 
sie sind .. Die Politik sollte hier mehr Geld 
investieren. Und generell gilt für den 
Fremdsprachenunterricht: lieber spãt 
und intensiv als lange und halbbatzig. 

Süm@l!le IPfelllllllÜI'ilge~ 
Die Linguistin ist 
Oberassistentin am 
Englischen Seminar 
de r Universitat Zürich. 

. '· l h re Studie ist di e .. 
erste Langzeitstudie· 
de r Schweiz zum 
Thema Frühenglisch. 
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